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 eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats, mit denen alle Fälle der Geiselnahme verurteilt werden, 
insbesondere der Resolution 1440 (2002) vom 24. Oktober 2002, 

 unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen der Men-
schenrechtskommission zu diesem Thema, 

 besorgt darüber, dass trotz der von der internationalen Ge-
meinschaft unternommenen Anstrengungen nach wie vor Gei-
selnahmen in verschiedenen Formen und Ausprägungen began-
gen werden, unter anderem von Terroristen und bewaffneten 
Gruppen, und dass sie in vielen Regionen der Welt sogar zuge-
nommen haben, 

 dazu aufrufend, die Tätigkeit der humanitären Organisatio-
nen, insbesondere des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz und seiner Delegierten, im Einklang mit den Genfer Ab-
kommen vom 12. August 1949484 und den dazugehörigen Zu-
satzprotokollen von 1977485 zu achten, 

 in der Erkenntnis, dass mit entschlossenen, energischen und 
abgestimmten Maßnahmen seitens der internationalen Gemein-
schaft gegen Geiselnahmen vorgegangen werden muss, um die-
sen verabscheuungswürdigen Praktiken in strikter Überein-
stimmung mit den internationalen Menschenrechtsnormen ein 
Ende zu setzen, 

 1. bekräftigt, dass Geiselnahmen, gleichviel wo und von 
wem sie begangen werden, schwerwiegende Straftaten darstel-
len, die auf die Beseitigung der Menschenrechte abzielen und 
unter keinen Umständen zu rechtfertigen sind; 

 2. verurteilt jede Geiselnahme, gleichviel wo auf der 
Welt sie begangen wird; 

 3. verlangt, dass alle Geiseln unverzüglich und ohne jeg-
liche Vorbedingungen freigelassen werden; 

 4. fordert die Staaten auf, im Einklang mit den einschlä-
gigen Bestimmungen des Völkerrechts und den internationalen 
Menschenrechtsnormen alle notwendigen Maßnahmen zu er-
greifen, um Geiselnahmen zu verhindern, zu bekämpfen und zu 
bestrafen, namentlich durch die Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet; 

 5. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

 
484 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. 
485 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. 

RESOLUTION 57/221 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Zif-
fer 127)486. 

57/221.  Stärkung der Rechtsstaatlichkeit 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis darauf, dass die Mitgliedstaaten sich mit der 
Annahme der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte487 
vor vierundfünfzig Jahren verpflichtet haben, in Zusammen-
arbeit mit den Vereinten Nationen auf die allgemeine Achtung 
und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hin-
zuwirken, 

 in der festen Überzeugung, dass der Herrschaft des Rechts, 
wie in der Erklärung betont wird, wesentliche Bedeutung für 
den Schutz der Menschenrechte zukommt und ihr daher wei-
terhin die Aufmerksamkeit der internationalen Gemeinschaft 
gelten sollte, 

 davon überzeugt, dass die Staaten im Rahmen ihrer eigenen 
innerstaatlichen Rechts- und Justizsysteme geeignete zivil-, 
straf- und verwaltungsrechtliche Rechtsbehelfe gegen Men-
schenrechtsverletzungen vorsehen müssen, 

 in Anerkennung der bedeutsamen Rolle, die das Amt des 
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrech-
te bei der Unterstützung der einzelstaatlichen Anstrengungen 
zur Stärkung der rechtsstaatlichen Institutionen spielen kann, 

 eingedenk dessen, dass die Generalversammlung den Hohen 
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte in ihrer 

 
486 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Andorra, Angola, Antigua und 
Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthio-
pien, Australien, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, 
Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, 
Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, 
Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, 
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, 
Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Le-
sotho, Lettland, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauri-
tius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, 
Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, 
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Salomonen, Sambia, San 
Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leo-
ne, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Ne-
vis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasi-
land, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Re-
publik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, 
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
487

 Resolution 217 A (III). 
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Resolution 48/141 vom 20. Dezember 1993 unter anderem da-
mit beauftragte, Beratende Dienste sowie technische und finan-
zielle Hilfe auf dem Gebiet der Menschenrechte bereitzustel-
len, die internationale Zusammenarbeit zur Förderung und zum 
Schutz aller Menschenrechte zu verstärken und die im gesam-
ten System der Vereinten Nationen entfalteten Aktivitäten auf 
dem Gebiet der Menschenrechte zu koordinieren, 

 unter Hinweis auf die Empfehlung der vom 14. bis 25. Juni 
1993 in Wien abgehaltenen Weltkonferenz über Menschenrech-
te, im Rahmen der Vereinten Nationen ein umfassendes Pro-
gramm zu schaffen, das den Staaten bei der Aufgabe des Auf-
baus und der Stärkung angemessener nationaler Strukturen be-
hilflich sein soll, die sich unmittelbar auf die allgemeine Ein-
haltung der Menschenrechte und die Wahrung der Rechtsstaat-
lichkeit auswirken488, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/142 vom 
9. Dezember 1998 und 55/99 vom 4. Dezember 2000, 

 1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs489; 

 2. begrüßt außerdem die vom Amt des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte unternomme-
nen Anstrengungen, die Förderung der Rechtsstaatlichkeit zu 
einer vorrangigen Aufgabe seiner Programme für technische 
Zusammenarbeit zu machen; 

 3. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der wachsenden 
Zahl von Mitgliedstaaten, die um Hilfe bei der Stärkung und 
Festigung der Rechtsstaatlichkeit nachsuchen, was auf ein 
wachsendes Bewusstsein für ihre Wichtigkeit hindeutet, sowie 
von der Unterstützung, die diesen Staaten durch das Programm 
für technische Zusammenarbeit des Amtes des Hohen Kommis-
sars gewährt wird, wie aus dem Bericht des Generalsekretärs 
hervorgeht; 

 4. würdigt die Anstrengungen, die das Amt des Hohen 
Kommissars unternimmt, um mit den begrenzten ihm zur Ver-
fügung stehenden finanziellen und personellen Ressourcen sei-
nen ständig zunehmenden Aufgaben in einer Vielzahl von Be-
reichen nachzukommen; 

 5. verleiht ihrer tiefen Besorgnis Ausdruck über die 
knappen Mittel, die dem Amt des Hohen Kommissars für die 
Erfüllung seiner Aufgaben zur Verfügung stehen; 

 6. stellt mit Besorgnis fest, dass das Programm der Ver-
einten Nationen für Beratende Dienste und technische Hilfe auf 
dem Gebiet der Menschenrechte nicht über genügend Mittel 
verfügt, um maßgebliche finanzielle Unterstützung für einzel-
staatliche Projekte bereitzustellen, die eine unmittelbare Wir-
kung auf die Verwirklichung der Menschenrechte und die Wah-

 
488

 Siehe A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III, Abschnitt II, Ziffer 69. 
489

 A/57/275. 

rung der Rechtsstaatlichkeit in Ländern haben, die sich diesen 
Zielen zwar verschrieben haben, jedoch nicht über die notwen-
digen Mittel und Ressourcen verfügen; 

 7. begrüßt die Vertiefung der fortlaufenden Zusammen-
arbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars und den an-
deren zuständigen Organen und Programmen des Systems der 
Vereinten Nationen, mit dem Ziel, die systemweite Koordinie-
rung der auf dem Gebiet der Menschenrechte, der Demokratie 
und der Rechtsstaatlichkeit gewährten Hilfe zu verstärken, und 
nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von der Zusammen-
arbeit zwischen dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen und dem Amt des Hohen Kommissars bei der Gewäh-
rung technischer Hilfe zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit, 
um die die Staaten ersuchen; 

 8. begrüßt es außerdem, dass das Amt des Hohen Kom-
missars die Konzipierung der Menschenrechtskomponenten der 
Friedensmissionen der Vereinten Nationen unterstützt und nach 
ihrer Schaffung Rat erteilt, namentlich auf dem Gebiet der 
Rechtsstaatlichkeit; 

 9. bekräftigt, dass das Amt des Hohen Kommissars nach 
wie vor die Koordinierungsstelle für die systemweiten Tätig-
keiten im Zusammenhang mit den Menschenrechten, der De-
mokratie und der Rechtsstaatlichkeit ist; 

 10. ermutigt den Hohen Kommissar der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte, den Dialog zwischen seinem Amt und 
anderen Organen und Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen fortzusetzen und dabei zu berücksichtigen, dass 
neue Synergien erkundet werden müssen, mit dem Ziel, mehr 
finanzielle Hilfe für die Menschenrechte und die Rechtsstaat-
lichkeit zu beschaffen und die interinstitutionelle Koordinie-
rung, Finanzierung und Aufgabenverteilung zu fördern, um die 
Effizienz und Komplementarität der Maßnahmen zu verbes-
sern, namentlich im Hinblick auf die den Staaten gewährte Un-
terstützung zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit; 

 11. ermutigt den Hohen Kommissar außerdem, auch künf-
tig die Möglichkeit weiterer Kontakte mit Finanzinstitutionen 
und die Gewinnung ihrer Unterstützung entsprechend ihrem 
jeweiligen Mandat zu erkunden, um die technischen und finan-
ziellen Mittel zu beschaffen, die notwendig sind, damit sein 
Amt besser in der Lage ist, einzelstaatlichen Projekten, die auf 
die Verwirklichung der Menschenrechte und die Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit ausgerichtet sind, Hilfe zu gewähren; 

 12. ersucht den Hohen Kommissar, den von seinem Amt 
unternommenen Tätigkeiten der technischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Rechtsstaatlichkeit weiterhin hohen Vor-
rang einzuräumen und auch künftig als Katalysator innerhalb 
des Systems zu wirken, indem er unter anderem andere Organi-
sationen und Programme der Vereinten Nationen dabei unter-
stützt, sich im Rahmen ihres jeweiligen Mandats gegebenen-
falls auch mit der Schaffung von Institutionen im Bereich der 
Rechtsstaatlichkeit zu befassen; 
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 13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution und der genannten Empfehlung der Weltkon-
ferenz über Menschenrechte Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 57/222 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 122 Stimmen bei 55 Gegenstimmen und 1 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Ziffer 
127)490: 
 Dafür: Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei 
Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Demokratische Re-
publik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, 
Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische 
Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, 
Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volks-
demokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mon-
golei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Nigeria, Oman, 
Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Salomonen, 
Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, 
Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent 
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische 
Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, 
Tschad, Tunesien, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela, Vereinigte 
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam. 
 Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, 
Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, 
Israel, Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), 
Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, 
Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, 
Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Tür-
kei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Verei-
nigte Staaten von Amerika, Zypern. 
 Enthaltungen: Kasachstan. 

57/222. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnah-
men 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/103 vom 12. De-
zember 1996, 52/120 vom 12. Dezember 1997, 53/141 vom 
9. Dezember 1998, 54/172 vom 17. Dezember 1999 und 
55/110 vom 4. Dezember 2000 sowie auf die Resolution 
1998/11 der Menschenrechtskommission vom 9. April 1998491, 

 in Bekräftigung der einschlägigen Grundsätze und Bestim-
mungen in der von der Generalversammlung in ihrer Resolu-
 
490 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von Südafrika (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen Länder sind, 
sowie Chinas). 
491 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998, Sup-
plement No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A. 

tion 3281 (XXIX) vom 12. Dezember 1974 verkündeten Charta 
der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten, insbe-
sondere ihres Artikels 32, in dem es heißt, dass kein Staat wirt-
schaftliche, politische oder sonstige Maßnahmen gegen einen 
anderen Staat anwenden oder zu ihrer Anwendung ermutigen 
darf, um von ihm die Unterordnung bei der Ausübung seiner 
souveränen Rechte zu erlangen, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs492, 
der gemäß der Resolution 1999/21 der Menschenrechtskom-
mission vom 23. April 1999493 vorgelegt wurde, und den Be-
richten des Generalsekretärs über die Durchführung der Reso-
lutionen 52/120494 und 55/110495, 

 in Anbetracht dessen, dass alle Menschenrechte allgemein 
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander 
verknüpft sind, und in diesem Zusammenhang erneut erklärend, 
dass das Recht auf Entwicklung ein fester Bestandteil aller 
Menschenrechte ist, 

 daran erinnernd, dass die vom 14. bis 25. Juni 1993 in 
Wien abgehaltene Weltkonferenz über Menschenrechte die 
Staaten aufforderte, alle nicht im Einklang mit dem Völkerrecht 
und der Charta der Vereinten Nationen stehenden einseitigen 
Zwangsmaßnahmen zu unterlassen, die die Handelsbeziehun-
gen zwischen den Staaten behindern und der vollen Verwirkli-
chung aller Menschenrechte im Wege stehen496, 

 eingedenk aller Bezugnahmen auf diese Frage in der am 
12. März 1995 vom Weltgipfel für soziale Entwicklung verab-
schiedeten Kopenhagener Erklärung über soziale Entwick-
lung497, der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing, 
die am 15. September 1995 von der Vierten Weltfrauenkonfe-
renz verabschiedet wurden498, der Istanbul-Erklärung über 
menschliche Siedlungen und der Habitat-Agenda, die am 
14. Juni 1996 von der zweiten Konferenz der Vereinten Natio-
nen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) verabschiedet 
wurden499, sowie in ihren fünfjährlichen Überprüfungen, 

 
492 E/CN.4/2000/46 und Add.1. 
493 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1999, Sup-
plement No. 3 (E/1999/23), Kap. II, Abschnitt A. 
494 A/53/293 und Add.1. 
495 A/56/207 und Add.1. 
496 Siehe A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III, Abschnitt I, Ziffer 31. 
497 Abgedruckt in: Bericht des Weltgipfels für soziale Entwicklung, Kopen-
hagen, 6.-12. März 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.166/9 vom 19. April 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlage I. 
498 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I 
und II. 
499 Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Habi-
tat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, 
Best.-Nr. E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. 




